
 1 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

Stellungnahme 
 
 

zum 
 
 

Referentenentwurf 
des Bundesministeriums für Gesundheit 

 
 

 Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung  
mit Produkten des medizinischen Bedarfs bei der  

durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Epidemie  
(Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung - MedBVSV) 

 
 

9. April 2020 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Postfach 511040 Gustav-Heinemann-Ufer 74c Telefon Telefax E-Mail Internet 

50946 Köln 50968 Köln (0221) 99 87 – 0 (0221) 99 87 – 39 50 info@pkv.de www.pkv.de 

 

 

 

mailto:info@pkv.de


 2 

Beschaffung und Abgabe durch Behörden des Bundes (§ 2 MedBVSV-E) 

 
Vorgeschlagene Regelung 
 
Ermöglicht wird die Beschaffung, Lagerung, Herstellung und das Inverkehrbringen der Pro-
dukte des medizinischen Bedarfs durch das Bundesministerium für Gesundheit, das Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat und das Bundesministerium für Verteidigung oder 
von diesen Ministerien beauftragte Stellen (§ 2 Abs. 1). Von den Empfängern dieser Produkte 
des medizinischen Bedarfs kann ein angemessener Aufwendungsersatz verlangt werden. 
Dazu können die genannten Stellen mit den gesetzlichen und privaten Krankenkassen pau-
schale Vereinbarungen über den Aufwendungsersatz treffen (§ 2 Abs. 2). 

 
Bewertung 
 
Die vorgesehene zentrale Beschaffung und Verteilung der Produkte des medizinischen Be-
darfs ist in der aktuellen Situation und für den vorgesehenen befristeten Zeitraum sinnvoll. Dies 
gilt auch für den angemessenen Aufwendungsersatz. Dessen Refinanzierung sollte aber im-
mer über die Vergütungen der Leistungserbringer erfolgen. Dies ist systemgerecht und wirkt 
einer Fehlallokation der Produkte entgegen, die sich verstärkt ergeben könnte, wenn bereits 
der Bezug der Produkte pauschal von Kostenträgern vorfinanziert würde. Daher sollte in § 2 
Abs. 2 Satz 2 auf die Formulierung „und privaten Krankenkassen“ verzichtet werden, schon 
um Doppelzahlungen zu vermeiden. Ggf. ergibt sich entsprechender Änderungsbedarf auch 
für die GKV.  
 
Für die Leistungen der Krankenhäuser ist mit dem COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz 
bereits ein zusätzlicher Zuschlag in Höhe von 50 Euro für jede Krankenhausbehandlung vor-
gesehen worden. Damit wurde bereits der vorzugswürdige Weg der Refinanzierung von zu-
sätzlichen Kosten aufgezeigt, der in Abbildung der leistungsbezogen erfolgenden Abrechnung 
zu sehen ist. 
 
Entsprechende Refinanzierungen erhöhter Kosten über die Vergütungen für Behandlungsleis-
tungen sind auch in anderen Bereichen denkbar. Die PKV hat insoweit im Einvernehmen mit 
den Beihilfeträgern mit der Bundeszahnärztekammer eine seit dem 8. April d.J. geltende Ext-
ravergütung in Höhe von 14,23 Euro je zahnärztliche Behandlungssitzung vereinbart. Mit der 
Bundesärztekammer wird eine entsprechende Regelung auf dem Vereinbarungswege auch 
für die ärztliche Behandlung angestrebt. Pauschale Vereinbarungen über einen Aufwendungs-
ersatz sind daher mit der PKV (die PKV ist zudem neben der GKV nicht der einzige relevante 
Kostenträger: auch die Beihilfestellen und anderweitige Kostenträger wie die Renten- und die 
Unfallversicherung wären zu nennen) nicht erforderlich.  
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